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Erstes  Kapitel 

Einleitung 

A. Entwicklungen der Verwaltungsrechtslehre 

„Ist es (...) richtig, sich für den Staat nur soweit zu interessieren, als 
die unwiderstehliche Gewalt im Spiele ist, und seine übrige Tätigkeit 
als akzidentiell und vom Standpunkt des Bürgers aus belanglos zu ver-
nachlässigen?" Die Frage, wie Rüfner 1, stellen, heißt sie verneinen. Für 
die Bemühungen der neueren Verwaltungsrechtslehre ist es ja gerade 
kennzeichnend, daß die offensichtliche  Unhaltbarkeit einer strikten 
Abscheidung der mi t Befehl und Zwang arbeitenden „unwidersteh-
lichen Gewalt" des Staates von der pflegenden, gewährenden Leistungs-
verwaltung jedenfalls i n ihrer Bedeutung für den Bürger 2, einmal zur 
Kenntnis genommen, ihr Anlaß zur Problematisierung der überkom-
menen, praktischen, aber allzu oberflächlichen Schemata war. Dem 
Staat und seiner verstärkten, immer mehr auf finanzieller Potenz be-
ruhenden Interventionstätigkeit wurden juristische Zügel angelegt, um 
wenigstens sein Verhalten, wenn schon nicht das der „gesellschaft-
lichen", insbesondere wirtschaftlich starken Gruppen, rationaler, vor-
hersehbarer zu machen, um die Leistungsverwaltung mi t den demo-
kratischen Prinzipien des GG zu „versöhnen"3. 

Daß dieses Bemühen sich zuallererst auf die sogenannte Daseinsvor-
sorge des Staates konzentrierte, auf Versorgungs- und Verkehrsbetriebe 
zumal, ist angesichts der existentiellen Bedeutung der damit umschrie-
benen Phänomene unmittelbar einsichtig4. 

Die Befürchtung aber ist nicht von der Hand zu weisen, daß um 
diesen begrüßenswerten Zieles wi l len rechtliche Kategorien und Topoi 
entwickelt wurden, die das Mauerblümchendasein eines anderen Ver-
waltungsbereichs eher petrifizierten  und es heute erschweren, dieses 

1 FormenS. 13. 
2 Dessen „nicht-beherrschter Lebensraum" so oder so wenn nicht nur, so 

doch großenteils vom Staat ausgefüllt w i rd ; vgl. Forsthoff,  Staat S. 76 i m 
Hinbl ick auf die Daseinsvorsorgediskussion sowie ders., Rechtsfragen S. 9 
und 25. 

3 Preuß,  Staatsrechtl. Begriff  S. 144. 
4 Logisch vorausgehen mußte dem eine rechtsstaatliche Durchdringung der 

sog. besonderen Gewaltverhältnisse, die ja rechtsfreie  Räume sogar im 
Zwangs- und Befehlsbereich bildeten. 

2 Kunert 
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Dornröschen wachzuküssen: es geht um das Gebiet der staatlichen 
Bedarfsdeckung. Nachdem der sogenannten erwerbswirtschaftlichen 
Betätigung der öffentlichen  Hand als dem ureigensten „Fiskalbereich" 
zugehörig ein ähnliches Schicksal widerfuhr,  wegen ihrer ökonomischen 
und politischen Relevanz das Bedürfnis nach rechtsstaatlich-demokra-
tischer Durchdringung heute aber zaghaft geweckt ist, mehren sich die 
Stimmen, die sich der Bedarfsdeckung durch Aufträge an Private in 
ähnlicher Absicht zuwenden. Außer der Forscherfreude  am Betreten 
von Neuland ist dafür ursächlich die Einsicht i n die enorme Bedeutung 
auch dieser Vorgänge für den Wirtschaftsablauf  und die Finanzpolitik5, 
der im Rechtsstaat das juristische Interesse auf dem Fuße folgen muß. 

B. Die wirtschaftliche Bedeutung der Bedarfsdeckungsgeschäfte 

Zwar ist die genaue Ermit t lung des Umfangs der staatlichen Be-
darfsdeckungsgeschäfte  und ihres Anteils am Sozialprodukt außeror-
dentlich schwierig6. Die Kategorie des Staatsverbrauchs ist nicht aus-
sagekräftig 7. Immerhin errechnet Welter 8 für das Jahr 1954 eine Summe 
von ca. 20 Mrd. DM, was einem Antei l am Bruttosozialprodukt von ca. 
12,5% entsprach. Für 1961 hat das B M für Wirtschaft  den Umfang 
der von den Gebietskörperschaften  vergebenen Aufträge auf 27,51 Mrd. 
D M geschätzt9, für 1973 auf 90 Mrd. DM1 0 . Nach Offe/Ronge 11 wurden 
im Jahre 1969 von den Gebietskörperschaften  und Sozialversicherungs-
trägern für den laufenden Sachmittelbedarf  48,87 Mrd. DM, für In-
vestitionen12 23,61 Mrd. DM, insgesamt also 72,48 Mrd. D M ausgegeben, 
was einem Antei l von 29,8 °/o an den gesamten Staatsausgaben gleich-
kommt13 . 

5 Rüfner,  Formen S. 353 meint allerdings, „diese Bereiche" gälten in 
Deutschland als „relat iv uninteressant, für das öffentliche  Interesse unerheb-
lich". A. A. Gandenberger  S. 61. 

β Selbst für Wirtschaftswissenschaftler:  Welter  S. 31 Anm. 2 kann ledig-
l ich „grobe Schätzungen" anstellen; König,  Vorwort , greift  auf englische Zah-
len zurück. Die Gründe liegen in der Natur der gebräuchlichen Finanz-
statistik, so Mengert S. 26 f. Vgl. auch Mees, Verdingungsordnungen S. 108 
Anm. 18; für die Schweiz H. Schmid  S. 43 ff. 

7 Sie umfaßt die Personalausgaben und die laufenden Sachmittelausgaben 
ohne Investitionen. Der Staatsverbrauch in der BRD stieg laut Stat. Jahr-
buch 1974 S. 516 von 1960 bis 1973 von 41,1 Mrd. D M auf 169,7 Mrd. DM. 

8 S. 31 f. 
9 Angabe bei H. Müller  S. 23. 
1 0 Angabe bei Strickrodt  S. 214 Anm. 107. Vgl. für die Jahre 1948 - 65 

Mengert  S. 27 ff. 
1 1 S. 197 (Tabelle). 
1 2 Zu denen allerdings auch die Finanzinvestit ionen gehören. Zum Begriff 

der Investit ionen A. Möller  § 10 Rdnr. 3. 
13 Michaelis/Rhösa  Erläuterungen Verordnung § 2 Anhang 1 S. 5 schätzen 

global den Ante i l der Käufe von Waren und Dienstleistungen (ohne Personal-
kosten) auf etwa 25 °/o der Gesamtsumme der öffentlichen  Einnahmen. 
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Die „Gesetzlichkeit des Anwachsens der Staatsauf gaben"14 schlägt 
auf den Bereich vor allem der Investitionen allerdings jedenfalls mi t -
telfristig nicht unbedingt durch. Denn der Antei l der Ausgaben für 
laufende Sachmittel und Investitionen an den Staatsausgaben insge-
samt war 1962 mi t 32,1 °/o höher15; die Ausgaben für öffentliche  und 
Verkehrsbauten waren 1970-72 sogar real um 2 % rückläufig 16. Die 
Ursachen sehen Offe/Ronge 17 im „residualen Charakter" der Investi-
tionsmittel, die — da andere Ausgaben gesetzlich festliegen oder ihre 
Kürzung politisch nicht durchsetzbar ist — von konjunkturellen Aus-
gabenkürzungen zuvörderst betroffen  seien. 

Ohne Zweifel ist aber der staatliche Bedarf  so „außerordentlich" 18, 
daß früh die Möglichkeit erkannt wurde, mi t seiner Hilfe „Wirtschafts-
pol i t ik in großem Sti l zu treiben"19. Sie sind ein „bestimmender Faktor 
im Wirtschaftsleben" 20. Einige Industriezweige sind auf öffentliche  Auf-
träge ganz oder überwiegend angewiesen21. Das tr i f f t  i n besonderem 
Maße auf die Rüstungsindustrie zu22, und laut Altmann 23 sind 70 °/o aller 
Bauaufträge solche der „öffentlichen  Hand"2 4 oder werden aus öffent-
lichen Mit teln finanziert25. Allerdings kompensiert die Tatsache, daß 
der staatliche Bedarf  ein unelastischer Zwangsbedarf  ist, sehr oft das 
staatliche Nachfragemonopol 26. 

14 Viaion  S. 4; Pribilla  I I A 2 a; auch Mengert  S. 24 fï. Die Gründe für 
diese seiner Meinung nach irreversible Expansion des öffentlichen  Sektors 
sieht Littmann  S. 167 in der abnehmenden Bereitschaft  der Gesellschaft, die 
Mängel des kapitalistischen Systems hinzunehmen. 

15 Offe/Ronge  S. 197 (Tabelle). 
16 Offe/Ronge  S. 203. Dieser Trend hat sich 1973 fortgesetzt,  vgl. Wirtschaft 

und Statist ik 1974, S. 365. 
1 7 S. 199. 
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